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Selten wird der "Grundgedanke des Jugendschutzes" (S.63) so deutlich
ausgesprochen wie in dieser juristischen Dissertation, die als Ziel fordert,
"Minderjährige so lange zu schützen, bis sie mit allen gesellschaftlichen
Erscheinungen eigenverantwortlich umgehen können. Die altersgemäße
Entwicklung setzt die Möglichkeit der Auseinandersetzung mit den Um-
welt- und Lebensbedingungen und den daraus resultierenden Problemen,
Konflikten und Gefahren voraus. Der Umgang mit Medien soll altersge-
mäß erlernt, nicht generell verhindert werden" (S.63). Dementsprechend
wird die"Abwehr sittlicher Gefährdungen" (S.44) als Aufgabe des Jugend-
schutzes verstanden, also solcher "Erscheinungen, die geeignet sind, Nor-
men zu erzeugen oder zu verstärken, die von der Gesellschaft nicht akzep-
tiert werden und deren Praktizierung von ihr als Verletzung der Sitte ange-
sehen und daher sanktioniert wird" (S.44).
Es versteht sich, daß solche grundlegenden Feststellungen des juristisch Er-
faßbaren sich aller Psychologie enthalten. Dennoch werden unter dem
Stichwort "Schutzzweck" die Probleme und Ergebnisse der Medienwir-
kungsforschung knapp und ohne wesentliche Verkürzung dargeboten
(s.S.58-61), daneben allerdings auch die Befugnisse des Gesetzgebers
(s.S.61-63) und die Eignung, Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit der
von ihm getroffenen Regelungen (s.S.63-65). Denn durchgehend werden
nicht nur die "deutschen Jugendschutzregelungen für die Medien Film, Vi-
deo, Rundfunk und Textdienste" vergleichend dargestellt, sondern "deren
Prüfung an verfassungsrechtlichen Kriterien, insbesondere Art.5 GG" (S.5)
in den Vordergrund gerückt. Auf diese Weise entstand in der Kombination
von einschlägigen Gesetzen und verfassungsmäßigen Grundlagen ein hand-
liches Kompendium, das man allen dringend empfehlen kann, die in Praxis
und Theorie mit dem Jugendschutz befaßt sind. Es reflektiert die aus der
Verfassung resultierenden Normen des Jugendschutzes im Blick auf das
Menschenbild des Grundgesetzes, seinem Gesellscbaftskonzept und der
Rangordnung seiner Werte.
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Allerdings ist die Nützlichkeit dieses sinnvollen Überblicks eingeschränkt.
Zwar wird das Fehlen eines Stichwortregisters durch das siebenseitige de-
taillierte Inhaltsverzeichnis ausgeglichen, dennoch wäre ein solches Hilfs-
mittel vorteilhaft gerade für den Praktiker. Daneben gibt es Fehler in der
Darstellung, die bei genauerer Prüfung der Gesetzesmaterialien vermeidbar
gewesen wären. Daß § 6 JÖSchG den Filmbesuch von Minderjährigen
"nur erlaubt, wenn es sich um für die jeweilige Altersklasse geeignete [... ]
Darbietungen handelt", steht nirgendwo im Gesetz, vielmehr "genügt" es
dem Gesetzgeber, wenn sie "von der obersten Landesbehörde zur
Vorführung vor dieser" (S.27) Altersklasse freigegeben werden. Sowohl
logisch wie inhaltlich falsch erweist sich daher auch der Satz: "Die
Freigabe für eine bestimmte Altersgruppe darf nur erfolgen, wenn der
Film weder generell noch für die freigegebene Altersklasse ju-
gendbeeinträchtigend ist" (S.90). Daß angeblich bei der
"Wahrscheinlichkeit der Beeinträchtigung" nur "abzustellen ist auf den
durchschnittlichen Jugendlichen" (ebd.), ist ebenfalls eine gewisse Fehlin-
formation. Denn die für die Jugendfreigabe zuständigen "obersten
Landes[jugend]behörden" haben - in "Ergänzung" des Gesetzestextes - eine
Regelung durchgesetzt, nach der in der Praxis der Film- und Video-
Freigabe "nicht nur auf den durchschnittlichen, sondern auch auf den
gefährdungsgeneigten Minderjährigen abzustellen" ist, wobei "lediglich
Extremfälle [... ] auszunehmen" sind (so § 29 Abs.2 Nr.4 der FSK-
Grundsätze).
Solche Mängel beeinträchtigen selbstverständlich die Brauchbarkeit des
Buches in der Praxis. Sein größtes Handikap aber liegt darin, daß gerade
im Fernsehbereich und damit auch bei den Landesmedienanstalten die
Entwicklung geeigneter Jugendschutzregelungen noch längst nicht abge-
schlossen ist, wie gerade die Errichtung des "Fernseh-FSK" für die priva-
ten Anbieter zu Beginn dieses Jahres gezeigt hat. Die referierten Einzelre-
gelungen werden in diesem Bereich von den Landesmedienanstalten schon
bald verändert werden müssen. Der Verlag allerdings täte gut daran, bei
derartigen Veränderungen mit einer Neu-Auflage zu reagieren, denn diese
Mängel sind behebbar und mindern die Bedeutung dieser Darstellung nur
begrenzt.
Für die grundlegenden Fragen bleiben die Darlegungen dieser gediegenen
Fleißarbeit nach wie vor bemerkenswert. Was etwa über Meinungs- und
Informationsfreiheit (s.S.39ff.) oder über die oft "beschrieene"
"Mündigkeit" des Bürgers fast handbuchartig ausgeführt wird, ist gerade
deshalb wesentlich, weil es in der Praxis oft unbekannt ist oder gar ab-
sichtlich ignoriert wird: "Die Grundrechtsfähigkeit einer natürlichen
Person beginnt mit der Vollendung der Geburt, so daß sie auch Kindern
und Jugendlichen zukommt. [... ] Die Fähigkeit einer Person, ein
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Grundrecht selbständig ausüben zu können (was nur natürlichen Personen
möglich ist), wird als Grundrechtsmündigkeit bezeichnet" (S.38f.).
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